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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 15. 


(Nr. 8128.) Geſetz, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittel- 
baren Staatsbeamten. Vom 12. Mai 1873. ö 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 

5. . 


Den unmittelbaren Staatsbeamten, welche eine etatsmäßige Stelle be⸗ 
kleiden und ihre Beſoldung aus der Staatskaſſe beziehen, ferner den Lehrern 
und Beamten der Unioerfitäten und derjenigen Unterrichts⸗ und fonftigen An⸗ 
ſtalten, bei welchen die Gewährung der erforderlichen Unterhaltungszuſchüſſe 
ausſchließlich dem Staate obliegt, wird vom 1. Januar 1873. ab ein Wohnungs⸗ 
geldziſche nach Maßgabe des dieſem Geſetze beiliegenden Tarifs gewährt. 

er Wohnungsgeldzuſchuß wird auch denjenigen unmittelbaren Staats⸗ 
beamten gewährt, welche bei der Umgeſtaltung der Behörden in den neuen Pro— 
vinzen etatsmäßige Stellen verloren haben und zur Zeit noch außeretatsmäßig 
im unmittelbaren Staatsdienſt beſchäftigt werden. 


9. 2. 


Für den zu gewährenden Wohnungsgeldzuſchuß ift der mit der Amtsſtel⸗ 
lung verbundene Dienſtrang, nicht der einem Beamten etwa perſönlich beigelegte 
höhere Rang, maßgebend. 

Beamte, welche nach ihrer Dienſtſtellung zwiſchen den Abtheilungen des 
Tarifs rangiren, werden der entſprechenden niederen Abtheilung zugerechnet. 

Für ſolche Beamte und Lehrer, welchen ein beſtimmter Heer nicht 
beigelegt iſt, wird durch den Reſſortchef im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
me 2 welcher der im Tarif beſtimmten Beamtenklaſſen dieſelben bei⸗ 
zuzählen ſind. 

Die Stellung der Orte in den verſchiedenen Servisklaſſen beſtimmt ſich 
nach der Klaſſeneintheilung, wie fie in Gemäßheit des $. 3. des Reichsgeſetzes 
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vom 25. Juni 1868., betreffend die Quartierleiſtung für die bewaffnete Macht 
während des Friedenszuſtandes (Bundesgeſetzbl. S. 523.), jeweilig in Geltung iſt. 
Bei Veränderungen in der Klaſſeneintheilung kommt, von dem auf die 
Publikation der Veränderung folgenden Kalenderquartal an, der danach ſich 
ergebende veränderte Satz des Wohnungsgeldzuſchuſſes in Anwendung. 


$. 3. 

Bei Verſetzungen erliſcht der Anſpruch auf den dem bisherigen amtlichen 
Wohnorte entſprechenden Satz des Wohnungsgeldzuſchuſſes mit dem Zeitpunkte, zu 
welchem der Bezug der Beſoldung aus der bisherigen Dienſtſtelle aufhört. 

Die bei einer Verſetzung an einen Ort einer geringeren Servisklaſſe ein- 
tretende Verminderung des Wohnungsgeldzuſchuſſes wird als eine Verkürzung 
des Dienſteinkommens ($. 53. des Geſezes, betreffend die Dienſtvergehen der 
Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder 
in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851. Geſetz⸗Samml. S. 218., und $. 87. 
des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten, vom 
21. Juli 1852. Geſetz-Samml. S. 465.) nicht angeſehen. 


$. 4. 
Der Wohnungsgeldzuſchuß wird nicht gewährt an Beamte, welche Dienſt⸗ 
wohnungen innehaben, oder an Statt derſelben Miethsentſchädigungen beziehen. 
Die Miethsvergütigungen, welche Beamte für die ihnen überlaſſenen Dienſt⸗ 
wohnungen zu entrichten haben, werden von dem im $. 1. beſtimmten Zeit⸗ 
punkte ab um den Betrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes gekürzt. 


$. 5. 


Beamte, welche mehrere Aemter bekleiden, erhalten den Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß nur Ein Mal und zwar für dasjenige Amt, welches auf den höchſten 
Satz Anſpruch giebt. 


$. 6. 


Bei der Feſtſtellung der Umzugskoſtenvergütungen ($. 4. des Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 26. März 1855 Seſez⸗ Samuil S. 190.) bleibt der Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß außer Anſatz. 

Bei Bemeſſung der Penſion ($. 10. des Geſetzes, betreffend die Penſio⸗ 
nirung der unmittelbaren Staatsbeamten ꝛc., vom 27. März 1872. Geſetz⸗ 
Samml. S. 268.) wird der Durchſchnittsſatz des Wohnungsgeldzuſchuſſes für 
die Servisklaſſen I. bis V. in Anrechnung gebracht. Dieſer Satz gilt auch für 
diejenigen Beamten, welche eine Dienſtwohnung beziehungsweiſe eine Mieths. 
entſchädigung erhalten. Im Uebrigen gilt der Wehn geben in allen 
Beziehungen mit der im §. 3. Abſ. 2. beſtimmten Maßgabe als ein Theil der 
Beſoldung. 807 


Dr 
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$: 7; 


Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf die geſandtſchaftlichen Beamten, 
ſowie auf Beamte in Dienſtſtellungen, wie fie im $. 5. des allegirten Geſetzes 
vom 27. März 1872. bezeichnet ſind. 


an a unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 12. Mai 1873. f 
(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


(Nr. 8128) Tarif. 


Bezeichnung der Beamten, 


III. 


Berlin. I. II. 
Thlr. 


J. Beamte der 1. Rangklaſſef 500 400 300 
II. Beamte der 2. und 3. Rang⸗ 
F 4er 0 apileinee 400 300 240 
Beamte der 4. und 5. Rang⸗ en 
1 300 | 220 | 180 


Beamte, welche zwifchen 


Unterbeamte ... 


den Beamten der 5. Rang⸗ 
klaſſe und den Subalter⸗ 
nen der Provinzialbehör⸗ 
den rangiren, Subaltern⸗ 
beamte zweiter Klaſſe bei 
den Centralbehörden, Sub⸗ 
alternbeamte bei den Pro⸗ 


vinzial⸗ und Lofalbehörden | 180 | 144 | 120 


Redigirt im Büreau des Staats, Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


III. 
Thlr. 


240 
200 
160 


100 


IV. 
Thlr. 


Jahresbetrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
in den Orten der Servisklaſſe: 


180 


140 


72 
24 


60 
20 


